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Änderungsantrag 

des Abgeordneten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 


zur Zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/6910, 12/7429 — 


Entwurf eines Gesetzes zur abschließenden Erfüllung der verbliebenen Aufgaben 
der Treuhandanstalt 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 9 wird in § 23 a Abs. 1 nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Der Bund führt die Beteiligungen der Treuhandanstalt und 
Nachfolgeeinrichtungen mit dem Ziel der Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen und der Entwicklung und des 
Erhalts von Industriestandorten in den neuen Ländern, " 

2. In Nummer 9 wird nach § 23 a Abs. 5 folgender Absatz 6 
angefügt: 

„ (6) Arbeitsmarktpolitische Leistungsverpflichtungen der 
Treuhandanstalt bleiben nach 1994 auch für die Nachfolge- 
organisationen bestehen. Es ist sicherzustellen, daß Entlassun- 
gen durch die Treuhandanstalt und ihre Nachfolgeorganisa- 
tionen verantwortlich begleitet werden. " 

3. In Nummer 9 wird an § 23 c folgender Satz angefügt: 

„Von der Übertragung von Aufgaben an Private bleiben aus- 
geschlossen: die Kontrolle von Arbeitsplatz- und Investitions- 
zusagen, die weitere Reprivatisierung ehemals volkseigener 
Unternehmen, die Zuordnung ehemals volkseigenen Vermö- 
gens an die Länder und Kommunen. " 

4. In Nummer 9 wird an § 23 a Abs. 3 folgender Satz angefügt: 
„Die Kontrollpflicht des Bundesrechnungshofes erstreckt sich 
auf alle Nachfolgeorganisationen der Treuhandanstalt, unab- 
hängig von ihrer Rechtsform. " 
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5. In Nummer 2 wird nach Buchstabe f folgender Buchstabeg 
angefügt: 

,g) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) In allen Unternehmen, Gesellschaften und Bundes- 
einrichtungen, die mit der Erfüllung von Treuhandaufga- 
ben betraut sind bzw. werden und durch die die Interessen 
der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften unmittelbar 
betroffen sind, müssen die gesetzlichen Unternehmens- 
mitbestimmung bzw. die Mitwirkung der Gewerkschaften 
sichergestellt werden. “ ‘ 

6. Nach Nummer 10 wird folgende neue Nummer 11 angefügt: 
,11. Nach § 2 a wird folgender § 2 b angefügt: 

„§2b 

(1) Treuhandanstalt und Nachfolgeorganisationen 
betreiben eine an industriepolitischen Kriterien ausge- 
richtete Sanierungs- und Entwicklungspolitik. 

(2) Alle industriellen Beteiligungen der Treuhandan- 
stalt sind in einer Obergesellschaft (Holding) zusammen- 
zuführen. Auf diese Holding sind die üblichen Mitbestim- 
mungsregelungen anzuwenden. In der Holding findet die 
industrielle Führung mit dem Schwerpunkt Reindustriali- 
sierung statt. Aufgabe der Holding ist es insbesondere, 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten auszulösen. 
Wesentliches Instrument zur Umsetzung dieser struktur- 
und industriepolitischen Zielsetzungen ist die zweckge- 
bundene Bereitstellung von Finanzierungsmitteln für die 
Tochterunternehmen in Form von Eigenkapital und Ge- 
sellschaftsdarlehen. 

(3) Die Zusammensetzung der Management-Komman- 
ditgesellschaften erfolgt unter industriepolitischen 
Aspekten. 

(4) Auf Länderebene werden Zwischenholdings gebil- 
det. Den ostdeutschen Ländern sind Gesellschaftsanteile 
an der Industrieholding zu übertragen. 

(5) Aufgabe der Industrieholding ist die Festlegung 
und begleitende Betreuung überregional bedeutsamer 
Ansiedlungsprojekte im Sinne der Reindustrialisierung. 
Aufgabe der Länderholdings ist die Knüpfung enger Ko- 
operationsbeziehungen zu den Landesentwicklungsge- 
sellschaften. " ' 

7. Nach Nummer 11 wird folgende neue Nummer 12 angefügt: 
,12. Nach § 2 b wird folgender § 2 c angefügt: 

„§2c 

Arbeitsplatzzusagen 

(1) Belegschaften privatisierter Betriebe sind in vollem 
Umfang über die vereinbarten Arbeitsplatzzusagen und 
die entsprechende Verbindlichkeit der Zusagen in Kennt- 
nis zu setzen. 
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(2) Für privatisierte Unternehmen ist ein Nachsorge- 
konzept anzuwenden. Ziel ist die Einhaltung der mit der 
Treuhandanstalt vereinbarten Arbeitsplatzzusagen. 
Besondere Unterstützung ist den Management-Buy-Outs 
bzw. Management-Buy-ins zu widmen, bei denen Arbeit- 
nehmerbeteiligungen mit einbezogen sind. " 1 

8. Nach Nummer 12 wird folgende neue Nummer 13 angefügi; 

,13. Nach § 2 c wird folgender § 2 d angefügt: 

„§2d 

Liegenschaften der Treuhandanstalt 

(1) Die Verwertung der Liegenschaften der Treuhand- 
anstalt erfolgt insbesondere zur Entwicklung von Indu- 
striestandorten sowie zur Entwicklung des Wohnungs- 
baus, bei Vorrang des sozialen Wohnungsbaus und der 
städtebaulichen Entwicklung. 

(2) Die Liegenschaften der Treuhandanstalt sind den 
Kommunen und Ländern insbesondere zur Ansiedlung 
von arbeitsplatzschaffenden Investoren und Sicherung 
des Wohnungsbaus zu übertragen. Für die Liegenschaf- 
ten der Treuhand sind insbesondere Pacht und die Ver- 
gabe von Erbbau- und Nutzungsrechten anzuwenden. 

(3) Zur Wahrung der strukturpolitischen Belange wird 
bei der Liegenschaftsgesellschaft ein Strukturbeirat 
gebildet. Der Strukturbeirat hat volles Informationsrecht 
über alle Aktivitäten der Treuhand- Liegenschaftsgesell- 
schaft und ist bei Geschäften bestimmter Größenordnung 
zustimmungspflichtig. Im Strukturbeirat sind die Ge- 
werkschaften als Vertreter relevanter strukturpolitischer 
Belange vertreten. " 1 

9. Nach Nummer 13 wird folgende neue Nummer 14 angefügt: 

,14. Nach § 2 d wird folgender § 2 e angefügt: 

„§2e 

Wohnungen im Treuhandbesitz 

(1) Werkwohnungsbestände sind vorrangig in Nutzer- 
Genossenschaften umzuwandeln. 

(2) Vor dem Angebot zum Kauf an die Mieter ist eine 
Grundsanierung (Dächer, Wärmeisolierung, Heiz- 
systeme) vorzunehmen. 

(3) Nimmt der Mieter sein Vorkaufsrecht nicht wahr, 
ist eine um zehn Jahre verlängerte Kündigungsschutzfrist 
für den Mieter über die gesetzlichen Regelungen hinaus 
zu gewähren. 11 ' 

10. Nach Nummer 14 wird folgende neue Nummer 15 angefügt: 

,15. Nach § 1 Abs. 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Durch eine unabhängige Arbeitsgruppe Privati- 
sierungskriminalität sind Handlungen zu Lasten des 
volkseigenen Vermögens aufzudecken, die Vermögens- 
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werte zurückzuführen, ihrer gesetzlich vorgeschriebenen 
Verwendung zur Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeits- 
plätze zuzuführen und weitere Handlungen zu Lasten 
dieser Mittel vorbeugend zu unterbinden. 

11. Nummer 2 Buchstabe f wird wie folgt gefaßt: 

,f) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Die in Artikel 1 des Einigungsvertrages genannten 
Länder wirken an der Erfüllung der Aufgaben der Treu- 
handanstalt mit. Gleiches gilt auch für die Übertragung von 
Aufgaben und Beteiligungen gemäß § 23 a, durch Rechts- 
geschäft oder in sonstiger Weise sowie nach einer solcher 
Übertragung. Nach Übertragung von Aufgaben und Betei- 
ligungen sind bei sämtlichen übernehmenden Einrichtun- 
gen Aufsichtsgremien mit Entscheidungsbefugnis zu schaf- 
fen. In diesen Aufsichtsgremien erhalten die örtlich und 
sachlich betreffenden, in Satz 1 genannten Länder auf 
Verlangen je einen Sitz. Näheres ist durch Verwaltungs- 
vereinbarungen zu regeln. Darüber hinaus wird die Mit- 
wirkung der in Satz 1 genannten Länder dadurch verwirk- 
licht, daß diese an einem zu schaffenden Aufsichtsgremium 
beim Bundesministerium der Finanzen beteiligt werden. " ' 

12. In Nummer 9 wird § 23 a Abs. 1 Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Die der Treuhandanstalt auf Grund dieses Gesetzes in bezug 
auf die in § 1 Abs. 4 bezeichneten Wirtschaftseinheiten oblie- 
genden Aufgaben können durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung mit Zustimnmung der neuen Länder auf andere 
Einheiten des Bundes übertragen werden. " 

13. In Nummer 4 wird § 3 Abs, 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Vorstand besteht aus der Präsidentin/dem Präsi- 
denten oder der Präsidentin/dem Präsidenten und weiteren 
Personen. Die Präsidentin, der Präsident und die weiteren 
Vorstandsmitglieder werden vom Verwaltungsrat für die 
Dauer von höchstens vier Jahren bestellt. Die Bestellung 
bedarf der Zustimmung der neuen Länder. " 

14. In Nummer 5 wird Buchstabe b wie folgt gefaßt: 

,b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vorsitzenden 
und 20 weiteren Mitgliedern. Die neuen Länder und die 
Gewerkschaftsgliederungen der neuen Länder erhalten 
im Verwaltungsrat je einen Sitz. Die Berufung des Vorsit- 
zenden und der weiteren Mitglieder erfolgt durch die 
neuen Länder für die Amtsdauer von zwei Jahren. Dabei 
werden Personen berücksichtigt, die selbst, bzw. die Ein- 
richtungen, Institutionen und Unternehmen, in denen sie 
tätig sind, konkret und in großem Umfang für die Schaf- 
fung von wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen in den 
neuen Ländern gewirkt haben. " ' 
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15. Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

,6. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Einnahmen der Treuhandanstalt werden für die 
Strukturanpassung der Unternehmen eingesetzt, um wett- 
bewerbsfähige Arbeitsplätze in den neuen Ländern zu 
schaffen. “ ‘ 

16. In Nummer 2 wird nach Buchstabeg folgender Buchstabe h 
angefügt: 

,h) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 aufgenommen: 

„(10) Die Tätigkeit der Treuhandanstalt in den Jahren 
1990 bis 1994 wird durch wissenschaftliche Institute und 
im Rahmen der Strukturberichterstattung des Bundes 
nachvollzogen. Die Arbeit der Treuhand-Nachfolgeorga- 
nisationen wird wissenschaftlich begleitet. " 1 

17. In Nummer 9 wird § 23 b Satz 1 gestrichen. 

18. Nummer 1 wird gestrichen. 

Bonn, den 27. April 1994 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung und andere Einrichtungen des Bundes sind 
unterschiedlichen Zielen verpflichtet. Das Treuhandvermögen 
dient in erster Linie der Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeits- 
plätze in den neuen Ländern. Deshalb ist die Konkretisierung 
erforderlich. 

Zu Nummer 2 

Das Gesetz muß ausdrücklich festlegen, daß die arbeitsmarktpoli- 
tischen Leistungsverpflichtungen der Treuhandanstalt auch für 
die Nachfolgeorganisationen bestehen bleiben. Eine bloße 
Erwähnung dieser Pflichten in der Begründung des Gesetzes 
reicht nicht aus. 

Zu Nummer 3 

Der Gesetzentwurf erlaubt die Übertragung möglichst vieler Auf- 
gabenfelder auf „Private“. Das Gesetz muß einen Katalog von 
Aufgaben enthalten, die auf keinen Fall auf Private übergehen 
dürfen. 

Zu Nummer 4 

Der Gesetzentwurf unterwirft die Treuhandanstalt der Kontrolle 
durch den Bundesrechnungshof. Die Kontrollpflicht des Bundes- 
rechnungshofes muß auf alle Nachfolgeorganisationen der Treu- 
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handanstalt - unabhängig von der Rechtsform - erstreckt werden, 
um insbesondere Spekulationsverbote (z. B. bei Liegenschaften) 
durchzusetzen, Interessenkollisionen (z. B. im Vertragsmanage- 
ment) und Korruption auszuschließen. 

Zu Nummer 6 

Die Unternehmen, die ganz oder teilweise im Besitz der Treu- 
handanstalt sind, stellen einen bedeutenden Teil der industriellen 
Basis der neuen Länder dar. Ihre aktive Sanierung ist unverzicht- 
bar für den Erhalt industrieller Standorte und Kerne. 

Die Bildung von Länderholdings unter dem Dach der Industriehol- 
ding dient zur intensiven Unterstützung von Klein- und Mittelun- 
temehmen. Dabei ist eine Integration vorhandener länderbezoge- 
ner Ansätze und Strukturen erforderlich. 

Zu Nummer 7 

Ziel der Arbeit der Treuhandanstalt ist die Sicherung möglichst 
vieler wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze. Die Arbeitsplatzzusagen 
bildeten eine Grundlage für die erfolgte Privatisierung. Die Treu- 
handanstalt hat die Konzepte für die Arbeitsplatzzusagen geprüft 
und kann die Einhaltung dieser Zusagen unterstützen. 

Zu Nummer 8 

Die Treuhand-Liegenschaften bilden eine entscheidende Grund- 
lage für die Ansiedlung von Investoren zur Schaffung von Arbeits- 
plätzen und Wohnraum in den Kommunen. Es sollte eine klare 
Vorgabe für die Verwertung der Treuhand-Liegenschaften er- 
folgen. 

Zu Nummer 9 

Die Wohnungsverwertüng und -bewirtschaftung muß unter sozia- 
len Gesichtspunkten an konkrete Auflagen gebunden werden, 
Weiterhin soll der effiziente Einsatz der Fördermittel gesichert 
und Spekulationen sowie mietverdrängende Luxussanierung aus- 
geschlossen werden. 

Zu Nummer 12 

Es wird auf die Begründung des Bundesrates verwiesen: „Um 
eine Mitwirkung der neuen Länder sicherzustellen, sollten diese 
bereits bei der Übertragung der Aufgaben der Treuhandanstalt 
auf andere Einrichtungen des Bundes beteiligt werden. Dadurch 
können die Länder ihre Vorstellungen bezüglich der zukünftigen 
Organisationseinheiten einbringen und sich von Anfang an einen 
Überblick über die neu entstehenden Organisationseinheiten ver- 
schaffen. " 

Zu Nummer 13 

Die Treuhandanstalt ist in ihrem Wirken in erster Linie den Bür- 
gerinnen und Bürgern der neuen Länder verpflichtet. 
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Zu Nummer 15 

Es besteht keine Veranlassung, die im Treuhandgesetz enthaltene 
Zweckbindung der Verwendung der Einnahmen der Treuhand- 
anstalt aufzuheben. 


•~r .. A T 4 -7 
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Die mit einem Umbenennen entstehenden Kosten sind zweck- 
mäßiger für die Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze in 
den neuen Ländern einzusetzen. 

Zu Nummer 18 

Der vierte Anstrich der Präambel lautet: „(Getragen von der 
Absicht), daß nach einer Bestandsaufnahme des volkseigenen 
Vermögens und seiner Ertragsfähigkeit sowie nach seiner vorran- 
gigen Nutzung für Strukturanpassung der Wirtschaft und die 
Sanierung des Staatshaushaltes den Sparern zu einem späteren 
Zeitpunkt für den bei der Währungsumstellung am 2. Juli 1990 
reduzierten Betrag ein verbrieftes Anteilsrecht an volkseigenen 
Vermögen eingeräumt werden kann. " 

Die Vermögenswerte der Treuhandanstalt, insbesondere an 
Grund und Boden, die Beteiligungen der Treuhandanstalt erlau- 
ben, daß auch innerhalb des Treuhandvermögens (neben den 
vom Bund übernommenen Vermögenswerten insbesondere an 
Grund und Boden sowie Immobiüen als Verwaltungsvermögen 
übernommenen Vermögenswerten der DDR) Anteilsrechte am 
volkseigenen Vermögen zu gewähren. 

Das betrifft zum Beispiel: 

— Ausgabe von Anteilen an die Bürgerinnen und Bürger der 
neuen Länder für die Treuhand-Liegenschaftsgesellschaft und 
entsprechende Nachfolgeeinrichtungen, insbesondere was 
Umwidmungsflächen (künftiger Baugrund) betrifft; 

— Ausgabe von Aktien von Unternehmen im öffentlichen Besitz, 
wenn diese an die Börse gehen; 

— Treuhanderlöse und Treuhandvermögen, die jetzt zur Entschä- 
digung von Alteigentümern herangezogen werden sollen. 
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